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Bonn, den 12. Juni 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Spätaussiedler und Familienzusammenführung 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Ahrens (Salzgitter), 
Rehs, Frau Korspeter und der Fraktion der SPD 
— Drucksache V/2921 — 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister des Auswär- 
tigen beantworte ich die obenbezeichnete Kleine Anfrage — 
Drucksache V/2921 — wie folgt: 


1. Ist die Bundesregierung im Besitz beweiskräftiger Ermittlungen 
über die Zahl der in den Vertreibungsgebieten und im Südost- 
raum verbliebenen deutschen Staats- und Volkszugehörigen? 


Die Bundesregierung besitzt kein beweiskräftiges Material über 
die Zahl der z. Z. in den unter fremder Verwaltung stehenden 
deutschen Ostgebieten und in den ost- und südosteuropäischen 
Staaten lebenden deutschen Staatsangehörigen und deutschen 
Volkszugehörigen. Sie hat keine Möglichkeit, entsprechende 
Ermittlungen anzustellen. Einen gewissen Aufschluß gibt je- 
doch der Bericht des verstorbenen Abgeordneten Dr. h.c. Wenzel 
Jaksch — Drucksache 2807 des dritten Deutschen Bundestages. 
Die in diesem Bericht genannten Zahlen beruhen zum Teil auf 
Schätzungen. Sie dürften sich seit dem Berichtszeitpunkt (Juni 
1961) nicht wesentlich geändert haben. 


2. Hat die Bundesregierung die Möglichkeit, zahlenmäßig festzu- 
stellen, in welchem Umfang Bereitschaft und Wille zur Über- 
siedlung in die Bundesrepublik und zur Familienzusammenfüh- 
rung innerhalb dieses Personenkreises besteht? 


Die Bundesregierung ist nicht in der Lage, die Zahl der Deut- 
schen und deutschen Volkszugehörigen in diesen Gebieten fest- 
zustellen, die unter den gegebenen Verhältnissen gewillt sind, 
in die Bundesrepublik Deutschland überzusiedeln. 


Drude: Buchdrudeerei Peter Meier, 5201 Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel, 6 35 51 



Drucksache V/3005 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Der Bundesregierung ist lediglich die Zahl der Personen be- 
kannt, die ihre Übersiedlung in die Bundesrepublik Deutschland 
anstreben, die Einreiseerlaubnis des Bundesverwaltungsamtes 
in Köln besitzen und als Ausreisebewerber beim Deutschen Ro- 
ten Kreuz registriert sind. Sie beträgt nach dem Stand vom 31. 
Dezember 1967 rd. 500 000. 


3. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten zur Aufnahme von 
Kontakten zu Gruppen oder Einzelpersonen, die einer Übersied- 
lung und Familienzusammenführung förderlich sein könnten, 
oder hält die Bundesregierung die Kontaktaufnahme zur Zeit 
für nicht möglich? 

Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeit zur Aufnahme von 
Kontakten zu den in Rede stehenden Bevölkerungsgruppen oder 
Einzelpersonen. Solche Kontakte der Bundesregierung wären 
nach ihrer Auffassung der Übersiedlung und Familienzusam- 
menführung nicht förderlich. 


4. Hat die Bundesregierung die Frage geprüft, ob nicht im Wege 
zwischenstaatlicher Vereinbarungen die Übersiedlung und Fami- 
lienzusammenführung durch ein ordnungsmäßiges Verfahren 
geregelt und dadurch erleichtert werden könnte? 

Die Bundesregierung erachtet zwischenstaatliche Vereinbarun- 
gen über die Familienzusammenführung und Übersiedlung als 
wünschenswert, hält sie aber unter den derzeitigen politischen 
Verhältnissen in den unter 1. genannten Gebieten jedoch nicht 
für erreichbar. 

Sie glaubt jedoch, in der 19. Resolution der XX. Internationalen 
Rot-Kreuz-Konferenz in Wien vom Oktober 1965, die von allen 
Rot-Kreuz-Gesellschaften, auch von denjenigen der ost- und 
südosteuropäischen Staaten, mit Billigung ihrer Regierungen 
einstimmig gefaßt wurde, auch eine Bindung der Regierungen 
sehen zu können, die Familienzusammenführung zu regeln und 
zu erleichtern. Die Bundesregierung und das Deutsche Rote 
Kreuz werden alle sich bietenden Möglichkeiten ausschöpfen, 
um das mit der 19. Resolution angestrebte humanitäre Ziel der 
Zusammenführung getrennter Familien zu verwirklichen. 


5. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß dort, wo dies 
noch nicht geschehen ist, zumindest bis zur endgültigen Regelung 
der Frage, den zurückgebliebenen deutschen Staats- und Volks- 
zugehörigen die Rechte einer Volksgruppe eingeräumt werden 
müßten, damit ihnen ihre Sprache und Kultur erhalten bleibt? 

Die Bundesregierung begrüßt alle Maßnahmen, die geeignet er- 
scheinen, den deutschsprachigen Bevölkerungsteilen Möglich- 
keiten zum freien Gebrauch ihrer Sprache und zur Pflege ihrer 
Kultur zu gewährleisten. 
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Die Bundesregierung ist weiter der Auffassung, daß solche Maß- 
nahmen eine auf gegenseitige Achtung und Verständigung be- 
gründete europäische Friedensordnung fördern würden; zugleich 
würden solche Maßnahmen dem Geiste entsprechen, in dem seit 
der Gründung der Vereinten Nationen Regeln zur völkerrecht- 
lichen Sicherung der Menschenrechte geschaffen worden sind. 


von Hassel 
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